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Lauterbach lässts 
einfach liegen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

„anlässlich des 75-jährigen Bestehens der 
Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns (KVB)
lädt Sie die Bayerische Staatsregierung herz-
lich zu einem Staatsempfang in die Aller-
heiligen-Hofkirche ein“ – als ich diese Ein-
ladung in Händen hielt, war ich etwas 
überrascht. Denn so wie die KZVB ist ja 
auch die KVB eine eigenständige Körper-
schaft des öffentlichen Rechts mit über 
1 000 Mitarbeitern und einem hauptamt-
lichen Vorstand. Aber der tauchte auf der 
Einladung nicht namentlich auf. Natürlich 
ist ein Staatsempfang eine große Ehre und 
ein würdiger Rahmen für einen „runden 
Geburtstag“. Aber dadurch wird auch deut-
lich: Unsere Körperschaften sind Teil der
Staatsverwaltung. Sie unterliegen strengen 
gesetzlichen Vorgaben und ihr Handlungs-
spielraum wird immer kleiner. Das erlebe 
ich als stellvertretende Vorsitzende des Vor-
stands der KZVB jeden Tag ganz unmittel-
bar. Aktuelle Beispiele: Die P� icht-ePA
kommt, auch wenn viele technische Fragen 
oder der Datenschutz ungeklärt sind. Die 
Budgetierung schwebt nach wie vor als 
Damoklesschwert über dem Berufsstand, 
auch wenn wir in Bayern bislang Budget-
überschreitungen vermeiden konnten. Und 
eine Petition zur Erhöhung des GOZ-Punkt-
wertes, die Dr. Rüdiger Schott und Dr. Claus 
Durlak im Bundestag eingebracht haben, 
hat der zuständige Ausschuss mit den Stim-
men der Ampelkoalition abgeschmettert. 

Fast alle Gesetze, die uns in unseren Praxen 
belasten, sind Bundesgesetze. Beim ein-
gangs erwähnten Staatsempfang habe ich 
eine bayerische Gesundheitsministerin er-
lebt, die viel Verständnis für unsere Pro-
bleme zeigte. Das klare Bekenntnis von Ju-
dith Gerlach zur Freiberu� ichkeit und ihre 
Kritik an der Gesundheitspolitik der Bundes-
regierung taten gut (siehe Seite 20/21).

Generell ist das Verhältnis zu unserer „Auf-
sicht“ in Bayern konstruktiv. Uns eint das 
Bemühen, die � ächendeckende Versorgung
trotz schwieriger Rahmenbedingungen auf-
rechtzuerhalten. Ein Beleg dafür ist ein Ent-
schließungsantrag zur Regulierung fremd-
kapital� nanzierter MVZ, den Bayern im 
Bundesrat eingebracht hat. Nur Lauterbach 
lässt ihn halt einfach liegen! Nach drei Jah-
ren Ampelkoalition kann man feststellen: 
Es ist nicht egal, wer regiert. Das Versor-
gungsniveau hat sich spürbar verschlech-
tert. Lange Wartezeiten auf einen Facharzt-
termin sind für gesetzlich Versicherte mittler-
weile Normalität, ein Krankenhaussterben 
steht unmittelbar bevor. 

Bei der Suche nach einem Zahnarzttermin 
sieht es für die Patienten noch ein bisschen 
besser aus, aber auch bei uns werden die 
Lücken größer. Landpraxen schließen man-
gels Nachfolger. Die Gründe kennen Sie. 
Sicher wurde auch früher über zu viel Bü-
rokratie und zu niedrige Honorare geklagt. 
Aber vor zehn Jahren gab es nicht die Mög-
lichkeit der Anstellung in einem Investoren-
MVZ. Wie man es auch dreht und wendet: 
Die Probleme unseres Gesundheitswesens 
sind größtenteils politisch verursacht. Die 
logische Schlussfolgerung: Nach der Bun-
destagswahl 2025 brauchen wir einen radi-
kalen Neuanfang in der Gesundheitspolitik 
und aus meiner Sicht auch einen anderen 
Bundesgesundheitsminister. Sollte der oder 
die Neue im Bundesgesundheitsministerium
konstruktive Vorschläge brauchen, kann er 
sich gerne an uns wenden – oder an das 
bayerische Gesundheitsministerium. Denn 
dort herrscht eindeutig mehr Sachverstand 
als in Berlin.
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